
Sélection d'article sur la
politique suisse

Requête 24.04.2024

Thème Politique étrangère
Mot-clés Sans restriction
Acteurs Bendahan, Samuel (sp/ps, VD) NR/CN
Type de
processus Sans restriction
Date 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Imprimer

Éditeur

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Contributions de

Ammann, Amando

Citations préféré

Ammann, Amando 2024. Sélection d'article sur la politique suisse: Politique
étrangère, 2019 - 2022. Bern: Année Politique Suisse, Institut de science politique,
Université de Berne. www.anneepolitique.swiss, téléchargé le 24.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE

http://www.anneepolitique.swiss


Sommaire

1Chronique générale
1Politique étrangère
2Relations avec des organisations internationales

2Relations avec d'autres Etats

3Politique économique extérieure

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Abréviations

DBA Doppelbesteuerungsabkommen
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
EU Europäische Union
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher

Bemessungsgrundlagen und das grenzüberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

CDI Convention de double imposition
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
UE Union européenne
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et

transfert des bénéfices)
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Chronique générale

Politique étrangère

Politique étrangère

Im August 2022 reichte die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
eine Kommissionsmotion mit dem aussagekräftigen Titel Schaffung einer Taskforce für
die Sperrung von russischen und belorussischen Oligarchengeldern ein. Die
geforderte Taskforce solle die im Zuge des Ukraine-Kriegs verhängten internationalen
Sanktionen gegen Russland und Belarus umsetzen und insbesondere die in der Schweiz
gelagerten Vermögenswerte von sanktionierten Personen finden und sperren. 
Eine grosse Minderheit Schneeberger (fdp, BL) beantragte, die Motion abzulehnen.
Gleiches tat der Bundesrat, der wie schon in seinen Stellungnahmen zu den ähnlich
ausgerichteten Motionen von Carlo Sommaruga (sp, GE) und der SP-Fraktion darauf
hinwies, dass die Umsetzung der Sanktionen die betroffenen Bundesstellen allgemein
vor neue Herausforderungen stelle (Mo. 22.3236; Mo. 22.3214). Der Bundesrat zeigte
sich aber überzeugt, dass die Prozesse zwischen den Bundesbehörden und den
privaten Unternehmen funktionierten, das belege nicht zuletzt die hohe Zahl an
Meldungen und die grossen Summen an eingefrorenen Vermögenswerten. Der
Sanktionsvollzug werde vom SECO koordiniert und überwacht, zudem seien die
verschiedenen Ämter in einer ständigen Koordinationsgruppe «Sanktionspolitik»
zusammengefasst. Darüber hinaus tausche sich die Schweiz mit der Europäischen
Kommission und den EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der Taskforce «Freeze and Seize»
über die Umsetzung der Sanktionen aus, wobei auch eine Intensivierung der
Zusammenarbeit zwischen internationalen und nationalen Behörden im Raum stehe.
Der Bundesrat sah aus diesen Gründen keinen Handlungsbedarf in dieser
Angelegenheit.

Der Nationalrat setzte sich in der Wintersession 2022 mit der Motion seiner
Kommission auseinander. Kommissionssprecher Bendahan (sp, VD) stellte seiner
Begründung voran, dass die Geschäftsprüfungskommission des Ständerates bereits
2018 ein Koordinationsdefizit bei der Einführung von Sanktionen festgestellt habe und
eine verbesserte Überwachung und Koordination durch das SECO verlange. In den
Augen der WAK-NR könne die vorgeschlagene Taskforce ein Sanktionsregime effizienter
umsetzen, als wenn sich die verschiedenen Departemente koordinieren müssen. Zudem
könne ein derartig multidisziplinäres Gremium besser mit den komplexen
Problemstellungen umgehen, die bei der Einführung von Sanktionen auftreten. Die
WAK-NR wolle damit verhindern, dass die Schweiz im internationalen Netzwerk der
Sanktionspartner zu einem schwachen Glied werde, fügte Bendahan weiter an. Der
Motionstext sei bewusst offen formuliert, um dem Ständerat und dem Bundesrat
genügend Spielraum für situative Anpassungen zu erlauben. Kathrin Bertschy (glp, BE)
ergänzte, dass die vorliegende Motion im Gegensatz zu den ähnlich lautenden
Vorstössen aus der Sommersession 2022 darauf verzichte, die Vermögenswerte
einzuziehen. Daniela Schneeberger vertrat eine grosse Kommissionsminderheit – 12
Kommissionsmitglieder hatten die Ablehnung beantragt – und argumentierte, dass eine
derartige Taskforce keinen Mehrwert bringe, sondern eher als Misstrauensvotum gegen
das «funktionierende und etablierte System der Zusammenarbeit von Staat und
privaten Akteuren» gelesen werden müsste. Eine neue Instanz würde vor allem
erhöhten Koordinationsaufwand mit sich bringen, was nicht gerechtfertigt wäre, da nur
ein kleiner Teil aller Sanktionen die blockierten Gelder betreffe. Wirtschaftsminister
Guy Parmelin wies anschliessend darauf hin, dass die Schaffung einer Taskforce mit der
Kompetenz, Vermögen zu blockieren, zahlreiche Doppelspurigkeiten mit dem SECO
schaffen würde. Er warnte auch davor, die Wirksamkeit der Sanktionen an der Höhe der
gesperrten Vermögenswerte messen zu wollen, da die Sperrung nur eine von vielen
Massnahmen sei.  
Die grosse Kammer nahm die Motion jedoch gegen den Willen des Bundesrats, sowie
der Fraktionen der SVP und der FDP mit 101 zu 84 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) an. 1

MOTION
DATE: 14.12.2022
AMANDO AMMANN
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Relations avec des organisations internationales

In der Herbstsession 2021 beriet der Nationalrat über die Einsetzung einer ständigen
parlamentarischen OECD-Delegation im Rahmen der Verordnung der
Bundesversammlung über die Pflege der internationalen Beziehungen des Parlamentes.
Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) beantragte, nicht auf die parlamentarische Initiative
der WAK-SR einzutreten. Nationalrat Aeschi argumentierte, dass die OECD ein
parlamentarisches Netzwerk unterhalte, welches aber kein Parlament sei und damit
keine Entscheidungsbefugnisse besitze. Da es sich nur um ein Informationsgremium
handle, lehne die SVP-Fraktion das Anliegen unter anderem aus Kostengründen ab.
WAK-Kommissionssprecherin Gigon (gp, VD) sah den Moment gekommen, um die
Verbindungen zur OECD zu stärken, damit die Schweiz sich «ernsthaft» an den
laufenden Steuerreformen und der Bewältigung künftiger Herausforderungen beteiligen
könne. SP-Fraktionssprecher Bendahan (sp, VD) sah in der Vorlage keinen einzigen
Nachteil. Unabhängig davon, ob man prinzipiell für oder gegen die OECD sei, führe die
ständige Vertretung unweigerlich zu einer verbesserten Vertretung der Schweizer
Interessen, argumentierte er. Den kritischen Stimmen, die sich an den Kosten einer
solchen Delegation störten, entgegnete er, dass der Schweiz auch Kosten erwachsen
würden, wenn sie nicht am OECD-Entscheidfindungsprozess teilnehme, die dadurch
gefällten Beschlüsse aber dennoch umsetzen müsse. Markus Ritter (mitte, SG)
unterstützte die Initiative im Namen der Mitte-Fraktion und betonte die Bedeutung der
dadurch geschaffenen personellen Kontinuität. Dies sei angesichts der anspruchsvollen
Aufgaben in den Gremien angemessen. Eine Minderheit der Fraktion stimme gegen die
Vorlage, weil man durchaus an der Wirksamkeit der parlamentarischen Versammlung
zweifeln könne, erklärte FDP-Sprecher Lüscher (fdp, GE). Trotzdem empfahl die FDP die
Annahme der Vorlage, nicht zuletzt weil man damit eine symbolische Geste zugunsten
der zuletzt als geschwächt dargestellten internationalen Beziehungen der Schweiz
machen könne. Zudem lehne die FDP die Politik des leeren Stuhls ab und sei der
Ansicht, dass man Soft Law am besten an der Quelle beeinflussen müsse, weil man sich
bei einer Nicht-Teilnahme nicht über die Ergebnisse beschweren könne. Der
Nichteintretensantrag Aeschi wurde in der Folge mit 121 zu 56 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) deutlich abgelehnt. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den
Entwurf mit 120 zu 52 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ebenso deutlich gegen den
Widerstand der SVP-Fraktion und einer kleinen Minderheit der FDP.Liberalen an.  
Die Schlussabstimmungen boten keine Überraschungen mehr. Der Nationalrat sprach
sich mit 138 zu 58 Stimmen für die Verordnung aus, der Ständerat mit 36 zu 6 Stimmen
(bei 1 Enthaltung). 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 01.10.2021
AMANDO AMMANN

Relations avec d'autres Etats

In seiner im Oktober 2019 veröffentlichten Botschaft zur Änderung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit dem Iran  betont der Bundesrat die
Notwendigkeit eines Änderungsprotokolls, da das DBA mit dem Iran seit seiner
Unterzeichnung 2002 nicht mehr revidiert worden war. Neuerungen im Bereich des
Informationsaustauschs auf Ersuchen und im BEPS-Übereinkommen mit der OECD
böten laut Bundesrat Grund genug, das Abkommen den aktuellen Gegebenheiten
anzupassen. Wie auch bei zahlreichen anderen Doppelbesteuerungsabkommen
mussten Massnahmen implementiert werden, um die BEPS-Mindeststandards zur
Missbrauchsverhinderung und zur Stärkung der Verständigungsverfahren zu
gewährleisten. 

In der Frühjahrssession 2020 gelangte das Änderungsprotokoll in den Nationalrat. Dort
setzten sich sowohl Nationalrat Bendahan (sp, VD) wie auch Martin Landolt (bdp, GL) –
als Sprecher der WAK-NR – für die Annahme desselben ein. Die grosse Kammer zeigte
sich von deren Notwendigkeit überzeugt und genehmigte die Änderungen mit 144 zu 41
Stimmen (bei 5 Enthaltungen). Die Gegenstimmen stammten ausschliesslich aus den
Reihen der SVP. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.10.2019
AMANDO AMMANN

In der Frühlingssession 2020 beriet der Nationalrat über die Protokolländerung des
Doppelbesteuerungsabkommens mit Schweden. Die WAK-NR hatte mit grosser
Mehrheit die Anpassung sämtlicher hängiger Doppelbesteuerungsabkommen gefordert,
dazu gehörten auch jene mit Norwegen, dem Iran, der Ukraine, Neuseeland und den
Niederlanden. Als Sprecher der Kommission empfahl Nationalrat Bendahan (sp, VD), die
«kleinen Anpassungen mit geringen finanziellen Auswirkungen» anzunehmen, um die
Schweizer Gesetzgebung den durch das BEPS-Übereinkommen mit der OECD

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.03.2020
AMANDO AMMANN
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geschaffenen Umständen anzugleichen. Der anwesende Bundesrat Maurer
argumentierte ebenso und hob die erhöhte Rechtssicherheit und die positive
wirtschaftliche Entwicklung hervor, die durch die Änderungen erreicht würden. 
Eintreten wurde ohne Gegenvorschlag beschlossen. In der Gesamtabstimmung nahm
der Nationalrat das Geschäft mit 157 zu 27 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) an, wobei die
Gegenstimmen ausschliesslich von Mitgliedern der SVP stammten. 4

In der Frühjahrssession 2020 befasste sich der Nationalrat mit dem Änderungsprotokoll
zum Doppelbesteuerungsabkommen mit Neuseeland. Die WAK-NR hatte im Vorfeld mit
grosser Mehrheit dessen Annahme befürwortet, wie die Kommissionssprecher – Samuel
Bendahan (sp, VD) und Martin Landolt (bdp, GL) – in der Ratsdebatte betonten. Der Rat
folgte der Empfehlung seiner Kommission vorbehaltslos und genehmigte das
Änderungsprotokoll mit 144 zu 41 Stimmen (bei 5 Enthaltungen). Wie auch bei den
weiteren  DBA-Anpassungen im Rahmen des BEPS-Übereinkommens setzten sich
ausschliesslich Mitglieder der SVP gegen den bundesrätlichen Entwurf ein. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.03.2020
AMANDO AMMANN

Politique économique extérieure

Nach einem einseitig geführten Abstimmungskampf, der von Westschweizer Medien
zum Kampf zwischen David und Goliath hochstilisiert wurde, fiel das Ergebnis der
Abstimmung zum Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Indonesien im März 2021
mit nur 51.6 Prozent Ja-Stimmen deutlich knapper aus, als aufgrund des Medientenors
erwartet worden war. Die Stimmbeteiligung lag mit 51.1 Prozent über dem Durchschnitt
der letzten Jahre. Es zeigte sich kein Stadt-Land-Graben zwischen den Kantonen,
stattdessen teilte der altbekannte Röstigraben die Schweiz, mit wenigen Ausnahmen, in
zwei Teile: Basel-Stadt (51.2% Nein-Stimmen) lehnte als einziger Deutschschweizer
Kanton das Abkommen ab, ansonsten sprach sich die Deutschschweiz in breiter Front
für den Freihandel aus. Auf der Gegenseite stimmten die meisten Kantone in der
Westschweiz, insbesondere die Kantone Waadt (65.9% Nein-Stimmen) und Jura (64.8%
Nein-Stimmen), gegen das Abkommen. 
Obwohl dem Abschluss des Freihandelsabkommens damit nichts mehr im Wege stand,
wurde das Ergebnis im Nachgang des Abstimmungssonntags von den Gegnerinnen und
Gegnern des Abkommens als Erfolg verbucht. Diese sahen sich durch den unerwartet
hohen Nein-Anteil in ihrem Anliegen bestärkt und selbst Befürwortende des
Abkommens, wie Ständerat Hannes Germann (svp, SH), befürchteten, dass die vielen
Nein-Stimmen einen Hinweis auf eine starke Skepsis in der Bevölkerung gegenüber
Freihandelsabkommen darstellten. Dem widersprach Christoph Mäder, Präsident von
Economiesuisse, der die einseitige Fokussierung der Debatte auf Palmöl kritisierte und
im knappen Ja «kein Votum gegen den Freihandel» erkennen wollte. Dass es am Schluss
doch knapp nicht für ein Nein gereicht hatte, schrieb La Liberté der späten
Positionierung der Grünen und vor allem der SP zu. Samuel Bendahan (sp, VD),
Vizepräsident der SP, verteidigte seine Partei, die «wirklich in mehrere Lager gespalten
war». Die Uneinigkeit innerhalb der SP zeigte sich auch an mehreren abweichenden
Kantonalsektionen und prominenten Individuen, welche für die Annahme des
Abkommens weibelten. So zeigte sich Nationalrätin Munz (sp, SH) zufrieden mit dem
Ergebnis und meinte überzeugt, dass es von nun an ein «No-Go» sei, Nachhaltigkeit aus
Freihandelsverträgen auszuklammern. Nicht zufrieden mit dem Ausmass der
Nachhaltigkeitsstandards war indes die grüne Nationalrätin Christine Badertscher (gp,
BE), welche die Absicht bekundete, sich nun zumindest bei der Umsetzung noch für
Verbesserungen einsetzen zu wollen. 
Das Referendum schien für viele Akteure einen Wendepunkt in der schweizerischen
Aussenwirtschaftspolitik darzustellen. So bezeichnete Ständerätin Baume-Schneider
(sp, JU) das Abkommen als «Untergrenze für alle jene, die folgen werden». Gegenüber
der AZ zeigte sich die Rechtsprofessorin Elisabeth Bürgi Bonanomi davon überzeugt,
dass die Bevölkerung auch in Zukunft über Handelsabkommen abstimmen werde. Eine
erste Möglichkeit dazu bieten die fertig verhandelten Freihandelsabkommen mit den
Mercosur-Staaten und Malaysia. Nationalrätin Badertscher prognostizierte, dass es
insbesondere das Mercosur-Abkommen an der Urne gar noch schwerer haben werde,
und auch die Bauerngewerkschaft Uniterre liess verlauten, man sei «jederzeit bereit,
wieder das Referendum zu ergreifen». Drei NGOs – Alliance Sud, Public Eye und die
Gesellschaft für bedrohte Völker – forderten in Reaktion auf das Abstimmungsergebnis
ein Gesetz, das eine grössere Kohärenz zwischen der Schweizer
Aussenwirtschaftspolitik und Themen wie Menschenrechten oder Nachhaltigkeit
sicherstellt. Laut den NGOs sei es bei beiden Abkommen unwahrscheinlich, dass

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.03.2021
AMANDO AMMANN
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verbindliche Nachhaltigkeitsbestimmungen aufgenommen würden, weshalb weitere
Referenden unumgänglich seien. 

Abstimmung vom 07. März 2021

Beteiligung: 51.1%
Ja: 1'408'380 (51.6%), (Stände 15 5/2)
Nein: 1'318'630 (48.4%), (Stände 5 1/2)

Parolen: 
- Ja: SVP, CVP, FDP, GLP, EDU, Economiesuisse, Schweizer Gewerbeverband,
Schweizerischer Arbeitsgeberverband, Schweizer Bauernverband, Swissmem,
Hotelleriesuisse, Schweizerischer Versicherungsverband, Swissaid
- Nein: SP (5*), GP, EVP, Juso, Greenpeace, Uniterre, Pro Natura,
Keinbauernvereinigung, Bruno-Manser-Fonds, Solidarité sans frontières, Gesellschaft
für bedrohte Völker, Klimastreik Schweiz
- Stimmfreigabe: Public Eye, Travail.Suisse, Alliance Sud
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 6

1) AB NR, 2022, S. 2376 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 17.8.22
2) AB NR, 2021, S. 2141; AB NR, 2021, S.1765 ff.; AB SR, 2021, S. 1089
3) AB NR, 2020, S. 259 ff.; AB NR, 2020, S.265; BBI, 2019, S. 7239 ff.
4) AB NR, 2020, S. 259 ff.; AB NR, 2020, S.265
5) AB NR, 2020, S. 259 ff.; AB NR, 2020, S. 266
6) BBl, 2021 1185; NZZ, 13.2., 6.3.21; AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NZZ, QJ, SN, TG, 8.3.21
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